
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1932

28.1.1932 (No. 23)



Nr . SS Donnerstag , den 28. Januar 1932 175 . Jahrgang

Expedition;

jka^ Sriedrtch-
Straße Nr. 1t

Fernsprecher
Rr. »»ü
und 954

Posts» eckro»w
Karlsruhe
« r. 3515

KarlsruherMung
Baöischer Staatsanzeiger

verantwortlich
für den

redaMoneUen
Teil

und den
Staatsanzeiger :

Shesredattem
6. Amend ,

Aarl-riche

Vezngspret » : Monatlich 3 Reichsmark. — Einzelnummer 1» Reichspfennig. Samstags »5 Reichjpfennig . — Anzeigen gebühr : 14 Reichspfennig für 1 mm Höhe und ein Siebentel Breite . Briefe und Gelder frei. Bei Wieder»hotungen tariffester Rabatt , der als lkalienrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen t Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtliche Anzeigen find direkt au die Geschäftsstelle der Karls-ruber Zeitung, Badifcher SwatZanzeiger , Sarl »Friedrich»Strabe i4 , zu senden Und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Innern berechnet. Bei Slageerhebnng , zwangsweiser Bettreibimg und Konkursverfahren füllt derRabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung , Maschinenbruch, Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder m denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprache»falls die Zeitimg verspätet , in beschranktem Umfange od« nicht erscheint. Für teleph »nische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen . Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegebenund es wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher « ergiitung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bis LS. auf Monatsschlub erfolgen . — Beilagen zur Karlsruher Zeitung , Badischer StaatsanzeigertZentralhandelsregifier für Baden , Badischer Zentralanzeiger für Beamte , Wissenschaft und Bildung , Badische Kultur und Geschichte , Badische Wohl ahrtsblätter , Amtliche Berichte über die Verhandlungen des Badischen Landtag».

Gemeiuden
In IwangSvenug

Von vr . Hugo Raufen

Zwei deutsche Großstädte , Dortmund und Dresden , haben
am 1. Januar ihren Zinsverpflichtungen nicht nachkommen
können und Stundung bei ihren Gläubigern beantragen müs¬
sen. Die Stadt Dortmund hat außerdem den städtischen Be -
amten nur ein Sechstel ihres fälligen Monatsgehalts aus -
zahlen können . Von einigen Landgemeinden ist bekannt ge-
worden , daß sie ihre Zahlungen überhaupt einstellen mußten .
Gewiß sind das krasse Einzelfälle , die aber die trübe Finanz -
läge der Gemeinden schlaglichtartig beleuchten . Es hat in der
Öffentlichkeit sogar Überraschung hervorgerufen , daß die Stadt
Berlin die Zinskupons ihrer Anleihen pünktlich eingelöst hat ,
denn auch hier hatte man Verzögerungen gefürchte », llb ^r
die Ursachen dieser Zahlungsstockungen brauch : h^ute nicht
mehr viel gesagt zu werden . Der Rückgang du Steuerein -
gänge auf der einen , das Anwachsen der Wohlfahrtsfürsorge -
laste« auf der anderen Seite haben fast überall eine äußerste
Anspannung der finanziellen Mittel der Gemeinden verursacht .
Wenn man überdies erfährt , daß in Dortmund schon am
15. November vorigen Jahres auf je 1000 Einwohner 285
Arbeitslose (einschließlich der Familienangehörigen » entfielen ,
daß also über 28 Prozent der Einwohner erwerbslos waren , so
braucht man sich über die Ursachen der Zahlungsschwierig -
leiten und der Finanznöte keine weiteren Gedanken mehr zu
machen.

Sicherlich hat das Reich auch bisher schon den besten Willen
zezeigt, die Folgen des Massennotstandes für die kommunalen
Finanzen überwinden zu helfen . Es fehlt vor allem an einem
beweglichen Faktor in den Gemeindeeinnahmen , der es den
besonders stark durch Wohlfahrtslasten zu Boden gedrückten
Gemeinden möglich macht , sich entsprechende Finanzquellen
selbst zu erschließen oder die vorhandenen Finanzquellen stär -
ier auszuschöpfen . So mußte das eintreten : Die Gemeinden
mit den höchsten Wohlfahrtslasten sind nicht mehr in der Lage ,
ihren gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen und die er -
forderlichen Mittel für die Durchführung ihrer zwangsläufi -
gen Aufgaben aufzubringen . Denn nicht nur die Zahlung der
Zinsen und der Beamtengehälter steht heute in Frage , sondern
vor allem auch die Auszahlung der Unterstützungen . Der Stadt
Dortmund hat die preußische Regierung bereits - aus einem
Fonds , der zur Unterstützung mit Wohlfahrtslaften überbürde -
ter Gemeinden gebildet worden ist, einen Zuschuß von 500 000
Reichsmark zugewendet , um ihr die Aufrechterhaltung der Un -
terstützungsleistungen zu ermöglichen . Aber wie bald werden
diese Fonds — soweit sie vorhanden sind — bei der Höhe des
in zahlreichen Gemeinden vorhandenen Fehlbedarfs für die
Sicherstellung der Unterstützungsverpflichtungen aufgebraucht
sein ! Mit kleinen Mitteln , mit Ausgleichs - und ZuschußfondS
ist hier nicht mehr zu helfen . Nur eine gründliche und durch -
«reifende Reform des kommunalen Finanzwesens kann heute
den Zusammenbruch der Gemeinden verhindern .

Wie dringend notwendig ein Neuaufbau der Gemeinde -
finanzen , die das Fundament der öffentlichen Finanzwirtschaft
bilden , heute ist , geht aus dem Gutachten hervor , daß der
frühere Staatssekretär Professor Dr . Popitz , einer der besten
Kenner des öffentlichen Finanzwesens , in diesen Tagen zur
Diskussion gestellt hat . Professor Popitz versucht , neue Grund -
läge» für die gemeindliche Arbeit und für das gemeindliche
Leben zu schaffen . Er hat erkannt , daß ohne eine solche trag -
sähige finanzielle Basis eine Selbstverwaltung in Deutschland
nicht mehr existieren kann . Man hat in den letzten Jahren
manchmal den Eindruck gehabt , als ob in den Augen vieler
diese Selbstverwaltung mehr oder weniger überflüssig , gewisser -
maßen selbst eine Art von LuxuS oder von Überorganisation
sei. Man hat sogar von dem „überlebten Idol der Selbstver -
waltung " gesprochen . Aber wie will man die Aufgaben , die
bisher von den Gemeinden erfüllt worden sind , ebenso gut
und dabei billiger lösen wenn die Gemeinden aus Mangel an
Mitteln ihren Pflichten nicht mehr nachkommen können ?

Gäbe es in Deutschland keine Selbstverwaltung , so müßte
>ie gerade jetzt, in der Zeit der höchsten Rot des Staats und
des Volkes geschaffen werden . Mit Recht schrieb der Berliner
Oberbürgermeister vr . Sahm in diesen Tagen in der Zeit -
schrist des Deutschen Städtetages , daß alle gemeindliche Arbeit
don der Entwicklung der Reichspolitik bestimmt sei , daß aber
^uch umgekehrt die Gemeinden das Schicksal des ganzen Volkes
mittragen und am schwersten daran tragen , weil alles Ge -
schehen sie am stärksten trifft . Es gibt keine bessere Jllustra -
tion für diese innere Schicksalsverbundenheit der Gemeinden
mit dem Reich und des Reichs mit den Gemeinden , als die
»ben erörterten Zahlungsschwierigkeiten großer und kleiner

Letzte Nachrichten
Die Weltkrise

vor dem SSlkevbuudSvat
Der Bericht des Wirtschaftskomitees

WTB . Genf . 28. Jan . <Tel .> Der Völkerbunds ,
rat hat in seiner öffentlichen Sitzung zunächst zu dem ver »
öffentlich »« » Bericht des Wirtschaftskomitee »
Stellung genommen , dem insofern eine gewisse Bedeutung
zukommt , als hier zum erstenmal von einem Organ des
Völkerbunds mit ziemlicher Offenheit darauf hingewiesenwird , daß die schlechte Wirtschaftslage in der Welt
ihre » Hauptgrund in den ungeregelten finanziel -
len Beziehungen der Welt habe .

Der deutsche Vertreter im Rate , Gesandter v. Weizsäcker »empfahl als Berichterstatter die Annahme . Das Wirtschafts -
komitee habe — so erklärte er — mit vorbildlicher Klarheitdie gegenseitige Abhängigkeit des internationalen Handelsund der internationalen Zinanzbeziehungen hervorgehoben .Der deutsche Vertreter zitierte die Stelle im Bericht , wo fest-
gestellt wird , daß unter den gegenwärtigen Umständen die
Schuldnerländer ihren Verpflichtungen nur durch eine Stei -
gerung ihrer Ausfuhr nachkommen können , was aber nicht
möglich sei, weil die Gläubigerländer immer größere Hinder -
nisse einer fremden Einfuhr entgegenstellen . Die Gläubigerwollen dadurch ihre heimische Produktion schützen, aber sie
verhindern gleichzeitig die Schuldner , ihre Schulden zu be-
zahlen . In dem Augenblick, wo die Feststellungen des Wirt -
schaftskomitees allgemein anerkannt werden und die Regie -
rungen entschlossen sind, daraus die Konsequenzen zu ziehen ,wird sich ein Ausweg aus der gegenwärtigen Krise zeigen . Er
schloß mit dem Hinweis auf die Feststellung des Wirtschafts -
komirees , daß es nicht in der Lage sei, praktische Vorschläge
für die Gestaltung der internationalen Handelspolitik zu ma -
chen, solange nicht die großen internationalen Finanzfrage »
gelöst und der finanzielle Druck beseitigt seien .

Der Vertreter Großbritanniens , Lord Cetil , stimmte den
Ausführungen des deutschen Vertreters zu . Auch der Vertre -
ter Italiens , Rosso, unterstrich die Feststellungen des Wirt -
schaftskomitees . Der Vertreter Chinas , Arn , benutzte diese
Gelegenheit , um auf die Wirren in China hinzuweisen . Es
liege im Interesse der Welt , daß der chinesisch -japanische Kon -
flikt , der die wirtschaftliche Entfaltung Chinas lähme , befei -
tigt werde .

Auf Vorschlag des deutschen Vertreters beschloß, der Völker -
buudsrat , den Bericht mit den Bemerkungen , die von ein -
zelnen Ratsmitgliedrrn dazu gemacht worden sind, a n z u -
nehmen , und die Aufmerksamkeit der Regie -
rungen insbesondere auf das Kapitel über den Einfluß
der finanziellen Lage auf den internati » -
nalen Handel zu lenken .

Der Älushilfskvedit
für die ReithsbanS

Räch dem Stillhalteabkommen
WTB . London , 28. Jan . (Sei .) Räch Auffassung des diplo -

matifchen Korrefp »»denten der „Financial NewS" herrscht i«
englischen Bankkreisen einiges Unbehagen über
die Möglichkeit , daß die Bant von Frankreich durch
neue Verweigerung ihrer Beteiligung an der Kredit -
erneuerung das Berliner Stillhalteabkommen
gefährden werde .

Man fürchte in diesen Kreisen , daß es ein französisches Ziel
sei, Deutschland vor die Wahl zu stellen , entweder den fran -
zösischen Forderungen in der Reparationsfrage nachzugeben »oder , wenn das Stillhalteabkommen abläuft , ein Morawrium
zu erklären . Der Korrespondent sagt : Es ist aber » och ein
dritter Weg offen , nämlich denselben Schritt zu tun wie im
September vorigen Jahres . Damals wurde bestimmt , daß
solchen Gläubigern , die nicht bereit waren , an der Stillhalte -
Vereinbarung teilzunehmen , nicht gestattet sein sollte , die
Rückzahlung zu erzwingen . Schließlich waren diese Gläubigerdamals gezwungen , sich den anderen anzuschließen , die der
Vereinbarung zugestimmt batten . Es ist nicht einzusehen »warum jetzt nicht dieselbe Methode gebraucht werden soll.

*
Gm . Paris , 28. Jan . (Priv .-Tel .) „Petit Parisien " glaubt

zu wissen , daß das Kuratorium der Bank von Frankreich in
seiner heutigen Sitzung wahrscheinlich die Verlängerung des
25 -Millionen -Dollar - Kredits , den die Bank von Frankreich
seit Ende Juni 1931 der Reichsbank gewährt hat , beschließen
werde . Die Verlängerung soll sich aber nur auf eine » Monat
erstrecken.

Otto Brauns 60. Geburtstag . Am heutigen 28. Januar
wird der preußische Ministerpräsident I)r. h . c . Otto Braun
60 Jahre alt . Er wurde im Jahre 1872 in Königsberg ge-
boren und gehört seit 1S13 der sozialdemokratischen Fraktion
des Preußischen Abgeordnetenhauses an . Der Reichspräsident
hat Braun in einem persönlichen Schreiben seine Glückwünsche
ausgesprochen . Ebenso hat der Reichskanzler gratuliert und
Reichsinnenminister Gröner .

Gemeinden , die ja im Grunde genommen nichts anderes find ,
als eine Auswirkung der bittere » Rot des deutsche» Volke»,die den Gemeinden ihre steuerliche Basis entzieht iqch ihnen
zugleich untragbare Kürsorgelasten auferlegt .

* VSlkevbundssovgen
Wenn man heute das Wort „Bölkerbundssorgen " hin »

schreibt, dann sind damit nicht nur die Sorgen des Völ -
kerbunds gemeint , sondern noch vielmehr die Sorgen um
de« Völkerbund . Denn in der Tat : die letzten Jahre ha -
ben das Ansehen dieser großen Institution gefährlich ver »
ringert . Die Dinge haben sich allgemach so entwickelt,
daß man schon ruhig von einer Krisis des Völkerbunds
sprechen kann . Es bedürfte nur noch einer großen und
beschämenden Niederlage , und die Rolle , die der Völker
bund zu spielen bestimmt war , wäre praktisch ausgespielt .

Und doch war die Idee , die seiner Bildung zugrunde
lag , gut . Der Gedanke , eine allumfassende , überstaat -
liche Organisation zu schaffen, die der Pflege des Friedens
und der Verhütung des Krieges dient , mußte — zumal
nach den entsetzlichen Blutopfern des Weltkriegs — aus
allgemeine Zustimmung rechnen . Aber schon bei der
Taufe des Kindes zeigten sich schwere Mängel . Denn
ein Teil der wichtigsten Taufpaten fehlte bei diesem Akt,und zwei von ihnen , die Großmächte Nordamerika und
Rußland , sind bis auf den heutigen Tag draußen geblie -
ben . Das ist viel mehr als ein Schönheitsfehler , das
ist ein fundamentaler Fehler der Konstruktion . Denn
die Autorität , die dieser Völkerbund , dem zwei Groß -
mächte gar nicht angehören , zu verkörpern hat , wird
immer nur eine Teilautorität sein.

Aber noch viel schlimmer war und ist es, daß der Völ-
kerbund seine grundsätzlich aus Frieden und Versöhnung
gerichtete Tätigkeit begann , während gleichzeitig Frie -
densverträge sich auszuwirken anfingen , die ja nichts an -
deres sind, als eine Verhöhnung der Friedensidee . Un »
das Tollste war , daß ausgerechnet diejenige Macht, die
in dem einen Bezirk , im Bezirk militärischen Größen -
Wahns und brutaler Vergewaltigung , den Ton angab ,
gleichzeitig auch die erste Geige im anderen Bezirk , im
Völkerbundskonzerte , spielte , nämlich Frankreich . Man
kann nicht gut den Bock zum Gärtner machen. Und es
ist und bleibt im besten Falle der Stoff für eine satirische
Fabel , wenn man den Fuchs bittet , den Schafen den
Frieden zu predigen .

So konnte der Völkerbund gar nicht seiner Mission
gerecht werden . Denn in ihm herrschte ja eine Nation ,der es gar nicht darauf ankam , einen wirklichen Frieden ,einen Frieden auf der Basis der Vernunft , der Gerech-
tigkeit und der Versöhnung herbeizuführen . Was Frank -
reich von vornherein wollte und auch heute noch will , daS
ist jener merkwürdige Zustand , bei welchem sich ein ohn-
mächtiger und in seinen besten Teilen entwaffneter Kon .
tinent „ friedlich " an die Knie eines bis an die Zähne be-
waffneten Herrschervolkes schmiegt. So sieht der „Frie -
denszustand " aus , von dem man in Frankreich begeistert
ist . Das ist der „Friede "

, dessen Sicherung noch neulich
der französische Ministerpräsident Laval als die große
Aufgabe seiner Nation hingestellt hat .

Daß solche Auffassungen nicht vereinzelt bleiben , daß
sie gewissermaßen mit infizierender Kraft auch auf an -
dere Völker einwirken , kann man sich denken. Aller -
dings ist in Europa selbst unter dem harten Druck der
französischen Faust kaum die Möglichkeit zur Bekundung
von Eroberergefühlen gegeben . Aber weiter vom Schuß ,in Asien , konnte man leicht das gleiche Spiel treiben .
Und das hat dann ja auch Japan in den letzten Monater »
in gründlichster Weife getan . Und natürlich auch , ohne
sich dabei im geringsten durch seine Zugehörigkeit zu»
Völkerbund behindert zu fühlen . Und dieser Völkerbund
selbst? Er hat es bisher nicht vermocht, das Mitglied Ja -
pan zu einer Haltung zu bewegen , die dem Sinn und
Wortlaut der Bundessatzungen entspricht . Und es ist
fraglich , ob es dem jetzt tagenden Völkerbundsrat gelin -
gen wird , noch in letzter Stunde eine Lösung zu finden ,

Wir sagen absichtlich : in letzter Stunde . Denn die
Verhältnisse im Äußersten Osten spitzen sich immer mehr
zu . Sie lassen klar und deutlich erkennen , daß Japan
drauf und dran ist, das ganze China in irgendeiner Form
seinem politischen Einfluß zu unterwerfen . Wenn erst
einmal Shanghai im Besitze der Japaner ist — und da?
wird gar nicht mehr so lange dauern —, dann verfügtes über den wichtigsten Platz an der ganzen chinesischen
Küste . Und von der Mandschurei aus , die mitten tm
Frieden von Japan Schritt für Schritt besetzt und annek¬
tiert wurde , kann dann jederzeit der militärische Stoßins Herz Chinas geführt werden .

Da haben wir nun den Völkerbund , der doch gerade
gegründet worden ist. um Kriege zu verhüte ». Da haben
wir den Kellogg -Pakt , der für ewige Zeiten die Ächtung



des Kr ieges aussprach . Unh . siehe da !̂ Satzungen und
Verträge find nur ein Fetzen Papier , wenn es einer ex-
ponsionslüsternen Großmacht einfällt , sich durch kriege-
rische Unternehmungen ein fremdes Stück Land einzu -
verleiben . Fiirwcihr : der Völkcrbundsrat tagt unter
schlechten Auspizien . Und die kommende Abrüstungskon -
ferrnz ? Wie wird sich Japan auf dieser Abrüstungskon -
serenz verhalten ? Seine ganze Expansionspolitik hat
zur Voraussetzung ein starkes Heer . Wird es auf dieses
Machtinstrument verzichten ? Sicherlich nicht !

Regievungskvise
in Sesterveith

Ein Erfolg Seipel «
In Öfterreich ist die Regierung Burefch am Mittwochnachmit -

tag zurückgetreten . Dies ist ein Erfolg Tripels , der seit länge -
rem die Entfernung des anschlußfreundlichen Außenministers
Schober , der auch gegen die Donauföderation ist , betreibt . Nach-
dem Buresch dem Bundespräsidenten Mitlas die Demission der
Regierung mitgeteilt hatte , wurde die bisherige Regierung von
Miklas mit der Fortführung der Geschäfte betraut und Buresch
ersucht , die Bildung der neuen Regierung zu übernehmen .

Buresch nahm zuerst die Verhandlungen mit den Großdeut -
fchen auf und ersuchte sie um Beteiligung an der Regierung ,
erklärte ihnen aber, daß im Interesse der österreichischen Wirt -
IchaftSpolitik Schober nicht im Außenministerium bleiben dürfe .
Darauf entgegneten die Großdeutfchen , für sie käme eine Be -
teiligung an der Regierung ohne Schober als Außenminister
nicht in Betracht . Buresch trat dann an den Landbund mit
dem Vorschlag der Bildung einer Minderheitsregierung heran ,
die sich auf die Tolerierung der Sozialdemokraten stützen würde .
Der Landbund behielt sich seine Entscheidung vor . Die Sozial -
demotraten haben zu der Frage der offenen Tolerierung noch
keine Stellung genovtmen .

Wenn Buresch von den Notwendigkeiten der Wirtschaftspolitik
spricht , so werden damit offenbar die handelspolitilchen Ideen
gemeint , die unter dem Schlagwort Donaukonföderation zusam -
mengefaßt werden .

In parlamentarischen Kreisen spricht man von dei Möglich -
keit einer Minderheitsregierung Christlich- Soziale —Landbund,
d̂a die Verhandlungen Bureschs mit dem Nationalen Wirt -
jchaftsblock zwecks Regierungsteilnahme scheiterten .

*
WTB . Wien , 28. Jan . (Tel .) • Einstimmig kommt in der

ganzen heutigen MoMnpreffe zum Ausdruck , daß es sich bei
dem Rücktritt der Regierung Buresch in erster Linie darum
gehandelt habe , einen Wechsel im Außenministerium vorzu -

. nehmen . - Der Grundton aller Kommentare , daß es um Dr.
Schober und mehr oder weniger um den von ihm vertretenen

, außenpolitischen Kurs gegangen fei , wird je nach der Partei -
richtnng der Zeitungen variiert .

Zuspitzung im Levneu Ofteu
Gemeinsame Aktion Amerikas und Englands

WTB . London , 28. Jan . (Tel .) „Morning Post " meldet :
Die amerikanische Regierung hat an die britische
Weiterung eine Note gerichtet, in der sie dem Vernehmen
,imch eine gemeinsame Aktion wegen des japanischen
Borgehens in Schanghai anregt . Die britische Regierung be -
sschäftigt sich gegenwärtig mit dem Inhalt der Note , hat sich
aber noch nicht entschiede«, welche Haltung sie einnehmen wird." '

i ' < ' "f<
'i

WTB . New York, 28. Jan . (Tel . ) „Herald Tribüne " befaßt
/ ich heute in einer Meldung aus Washington besonders mit den
Verhandlungen über ein gemeinsames Borgehen mit England
in der Schanghai -Frage . Das Blatt hebt in einer Schlagzeile
hervor , datz die Vereinigten Staaten den Boykott Japans er -
strebten . Auch die übrigen Blätter nehmen zu den Ereignissen
Im Fernen Osten eingehend Stellung .

Die Japaner landen Truppen in Schanghai
WTB . Schanghai , 28. Jan . (Reuter . ) (Tel . ) Gegen das

Hiesige japanische Konsulat wurde heute früh eine Bombt ge-
worsen . Glücklicherweise wurde niemand verletzt und nur ganz
Heringer Materialschaden angerichtet ; aber die bei den Einwoh -
nern herrschende Nervosität ist durch den Vorfall noch gesteigert
worden . Wie verlautet , hat der Gemeinderat der internatio -

nalen Niederlassung beschlossen, den Gefahrenzustand zu er -
klären .

Der japanische Kreuzer „ Nubari " und zwölf japanische Zer -
störer trafen bei Tagesanbruch hier ein und landeten 500 See -
Soldaten . Es wird geglaubt , daß heute nachmittag weitere
SM Seesoldaten gelandet werden sollen , wodurch die japani -
jchen Marinestreitkräfte in Schanghai eine Stärke von unge -
Mhr 3000 Mann erhalten würden , verglichen mit 2070 briti -
,fchen, 1200 amerikanischen Seesoldaten und 1000 französischen
Kolonialsoldaten .

*
WTB . Ranking , 28. Jcm . (Tel .) Das Personal des japa -

nischen Konsulats ist an Bord eines japanischen Kriegsschiffes
gegangen .

Japanische Truppen nach Charbin
! ' WTB . Tokio, 28. Jan . (Reuter . ) (Tel . ) Wexen der Ermor -
dung japanischer Staatsangehöriger in Charbin soll, wie der-
hautet , eine in Tschangtfchun stationierte japanische Trnppen -
abteilung nach Charbin gesandt werden .

Einer japanischen Meldung aus Charbin zufolge stürmten
>gestern abend etwa zwanzig chinesische Soldaten ein japa -
nisches Zeitungshaus im japanischen Viertel von Charbin und
zerstörten die Maschinen .
' Litauische Umsturzpläne in Memel . Bon neuen Plänen
der litauischen Regierung , durch eitlen Handstreich , ähnlich
wie .im Januar 1923, nun auch die Selbstverwaltung des
Memellandes zu vernichten, wird berichtet. Solche Pläne
wurden in nationalistischen Versammlungen schon offen aus -

-gesprochen . Man glaubt wohl jetzt, wie damals im Ruhr -
krieg , die allgemeine politische Verwirrung ausnutzen zu- können . ' ■'

Gegen die europäischen Jnflptionsgerüchte über Amerika .
Im Weißen Haus in Washington wurden die in europäischen
Blättern geäußerten Befürchtungen über eine bevorstehende'
Inflation in den Vereinigten Staaten von Nordamerika als
unbegründet und auf Verkennung der Sachlage beruhend zu-
rückgewiesen . Amerika werde die erforderlichen Ausgaben ,
soweit sie nicht durch Einnahmen gedeckt seien , durch Ausgabe
von Schatzschei

'
nen decken und hoffe , in naher Zukunft , durch

erhöhte Steuern das Defizit ausgleichen zu können.
De » aeuernannte chinesische Außenminister Tschey,ninqsch«

hat sein Amt wieder niedergelegt .

6uv die Wiederwahl Hiudenbuvgs
Bildung eines überparteilichen Ausschusses
Der Berliner Oberbürgermeister Dr . Sahm ist feit mehre¬

ren Tagen um die Bildung eines überparteilichen Ausschusses
führender Persönlichkeiten aus allen Kreisen des deutschen
Volkes bemüht , der die Wiederwahl des Reichspräsidenten
von Hindrnburg in die Wege leiten soll. Es ist dabei an
Männer und Frauen gedacht, die in maßgebender Stellung
mit großen Bevölkerungsschichten in enger Fühlung stehen .
Dr . Sahm wird die Einladungen an die in Aussicht genom -
menen Persönlichkeiten in kürzester Frist hinausgehen lassen ,
so daß der „Hindenburg -Ausschuß " schon Anfang nächster
Woche mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit treten dürfte .

Ein bayerischer Aufruf
Ferner hat ein größerer Kreis überparteilicher Persönlich -

keiten aus verschiedenen Ständen und Kreisen Bayerns einen
Aufruf zur Wiederwahl v . Lnndenburgs erlassen . In dem
Aufruf heißt es :

„Der außenpolitische Erfolg der kommenden entscheidungs -
reichen internationalen Verhandlungen ist mitbedingt durch
die Geschlossenheit , mit der das deutsche Volk hinter seinen
Unterhändlern steht . Auf den Einsatz des gewaltigen Ans«-
hens , das der Name Hindrnburg im Zn - und Auslande ge-
nießt , dürfen wir nicht verzichten . Sein Ausscheiden würde
schwere Parteikämpfe heraufbeschwören , deren Ausgang uu -
gewiß ist, würde den Weg für Zufallsanwartschaften frei -
machen , die vermieden werden müssen , zumal der erprobte
Führer vorhanden ist.

Vor sieben Jahren feierte Deutschland die Wahl Hilgen -
burgs als Sieg des deutschen Gedankens . Deutsche Pflicht
ist es auch heute , den FeldmarschaU auf den Schild zu heben .
Die Reichsverfassung sieht die Volkswahl vor und damit die
Kundgebung des Volkswillens jenseits der Parteimeinungen .
Es ist höchste Zeit und Aufgabe aller , die Volk und Vater -
land lieben , zur Tat zu schreiten .

Das bayerische Volk hat 1925 die Wähl des Feldmarschalls
entscheidend initbeeinflußt . Wir halten uns daher befugt , den
ersten Schritt zu tun . Wir rufen auf zur Wiederwahl des
Mannes , der , wie kein zweiter , Deutschland verkörpert . Wir
wollen den Herrn Reichspräsidenten bitten , sich zur Wahl er -
neut zur Verfügung zu stellen .

" .
* '

Wie sich aus den Unterschriften ergibt , handelt es sich um
eine von nicht parteimäßig eingestellten Persönlichkeiten ein -
geleitete Aktion , wenn auch Kreise der Bayerischen Volkspar -
tei , der Deutschen Volkspartei und Volksnationalen Reichs -
Vereinigung in der Liste vertreten sind . Bemerkenswert ist,
daß sich unter den Unterzeichnern auch Persönlichkeiten be-
finden , die zur heutigen Neichsregierung in Opposition stehen ,
so etwa die führenden Mitglieder der Deutschen Volkspartei
in Bayern . Von namhaften Organisationen und Verbänden
finden sich durch die Namen ihrer Führer oder maßgebender
Persönlichkeiten vertreten , der Bayerische Christliche Bauern -
verein mit Geh . Rat Dr. Heim , der Bayerische Heimatschutz
durch Oberforstrat Dr. Escherich, der Bayerische Beamtenbund
durch Regierungsdirektor Eymann und die deutsch- österreichi -
fche Arbeitsgemeinschaft durch Dr. Frhr . v . Bianca . Mit
Dr . Ritter v . Halt und dem Senatspräsidenten i . R. Di^ Mül -
ler - Meiningen stehen die Namen zweier prominenter Führer
bayerischer Sport - und Turnerverbände auf der ersten Liste
der Unterzeichner .

Hitler an Nvttning
Der „Völkische Beobachter " veröffentlicht einen offenen Brief

Adolf Hitlers an den Reichskanzler , in dem sich der Führer der
NSDAP mit der Erwiderung des Reichskanzlers auf seine
(Hitlers ) Denkschrift über die Frage der Verlängerung der

' Amtszeit des Reichspräsidenten beschäftigt .
Hitler widerspricht darin in einigen Punkten der Darstellung

des Reichskanzlers über die Verhandlungen in dieser Frage .
Das Volksrecht der persönlichen und unmittelbaren Wahl des
Reichsoberhauptes — führt . Hitler aus — könne seiner Auf¬
fassung nach nicht .durch irgendeine qualifizierte Reichstags -
Mehrheit ersetzt werden . Der Grundgedanke der Weimarer
Verfassung sei gewesen , dem Reichstag den vom Volke gewähl -
ten Reichspräsidenten gegenüberzustellen . Es . sei klar , so
meint der Führer der NSDAP , wenn eine Reichstagsmehrheit
das Recht besitzen wolle , die Amtsdauer des Herrn Reichs -
Präsidenten zu verlängern , dann müßte genau so gut eine an-
dere Mehrheit das Recht haben , sie abzukürzen . Die unaus -
bleibliche Folge einer derartigen unparlainentarischen Amts -
Zeitverlängerung würde eine „in ihren Auswirkungen unab -
sehbare " Herabminderuug des Ansehens und des Einflusses des
Reichspräsidenten fein .

Sevnmeldeattlaseu der «« DAP.
beschlagnahmt

WTB . Magdeburg , 28. Jan . ( Tel . ) Der nationalsozialistische
Sturmführer Mechaniker Jonack (Magdeburg ) wurde in seiner
Wohnung mit dem ebenfalls der NSDAP angehörenden Elek -
triker Weinzhaufen aus NeuhalÄensleben beim Ausprobieren
verbotener Fernmeldeapparate angetroffen , von deren gohei»
men Aufbau die Polizei Kenntnis erhalten hatte . Jonack hatte
die Apparate in der vorhergehenden Nacht von d?m Elektriker
Weinzhausen mit einem Kraftwagen abgeholt . Die Geräte , die
eine vollständige Empfangs - un » Sendeanlage darstellen , wur -
den polizeilich sichergestellt . Gegen die Beteiligten ist ein Ver -
fahren wegen Berstoßes gegen das Gesetz über Fernmelde -
anlagen eingeleitet worden -

Ein neues Arbeitsbeschaffnngsprojett . Reichstagspräsident
Löbe hat dieser Tage in einer Versammlung von Plänen ge-
sprachen , wonach eine Million Arbeitslose durch Beschäftigung
mit umfangreichen öffentlichen Arbeiten wieder in den Pro¬
duktionsprozeß eingegliedert werden sollen . Wie wir erfah -
ren , wird Löbe heute mit Brüning eine Besprechung über die-
ses Problem haben . Löbe hätte am 20 . Januar in Breslau
in seiner Rede bemerkt , daß solche Pläne infolge der
notwendigen Kreditausweitung zwar nicht unbedenklich seien ,
eine Jnflationsgefahr aber unter bestimmten Poraussetzungen
vermieden werden könne . Hauptsächlich auch in sozialdemokra¬
tischen Kreisen scheinen aber andere Projekte lebhaft diskutiert
zu werden . Eines dieser Projekte läuft darauf hinaus , eine
Art Gegenseitigkeitshilfe der Arbeitslosen einzurichten , indem
man es ihnen ermöglicht , Gegenstände , für die bei ihnen selbst
ein ungedeckter Bedarf vorhanden ist, unter Umgehung deS
Marktes für einander herzustellen . Die Finanzierungsfrage
dieser Tauschwirtschaft wäre freilich auch erst noch zu lösen .

SovhuS Michaelis , f . In Kopenhagen ist der bekannte
Schriftsteller Sophus Michaelis im Alter von W Jahren ge - ;
starben . ' '

.
'

. . - .

Gvbnevs Leitgedanke« für Gens
Der Kampf zwischen Machtgedanten

und Rechtsgedanken
Reichswehrminister Gröner veröffentlicht in den „Blätter »

der Staatspartei " einen programmatischen Aufsatz über die
Abrüstungskonferenz , in dem er die Weimarer Verfassung,
Versailles und die kommende Genfer Konferenz einander ge.
genüberstellt und als die deutsche These für Genf : Gleich«
Freiheit , gleiches Recht und gleiche Sicherheit für alle Völker
bezeichnet . Der Minister führt dann weiter aus :

Durch nichts konnte der Rechtsgedanke von Weimar schwe.
rer getroffen werden , als daß man ihm die ursprünglichste
Form der Machtanwendung , das Notwehrrecht , zwar äußerlich
zubilligte , ihm aber die Mittel dazu vorenthielt . Durch nicht?
wurde die Freiheit mehr beeinträchtigt , als durch die wehr -
politischen Fesseln von Versailles .

Vom Kapp - Putsch über den Herbst 1923 bis zum Leipziger
Prozeß von 1930 führt eine Linie , deren Ausgang in der
wehrpolitischen Entrechtung Deutschlands durch Versailles
liegt . Diese Erkenntnis läßt jene Ereignisse nicht entschul -
digen , wohl aber begreifen .

Ein Mittel hätte es gegeben , diesen Gang der Dinge aus .
zuhalten , die Einlösung des Abrüstungsversprechens der Sie - ,
germächte . Denn eine allgemeine Abrüstung im gleiche» Um-'
fang und nach den gleichen Methoden , wie sie Deutschland
auferlegt wurden , hätte die wehrpolitische Diffamierung des
deutschen Volkes aufgehoben .

In Genf wird noch einmal der Kampf zwischen dem Macht -
gedanken und dem Rechtsgedanken entbrennen . Aber die Be-
dingungen der Auseinandersetzung werden andere sein, als
vor 13 Jahren . Im Gegensatz zu damals wird in Genf ent -
weder ein freiwilliger Bertrag Zustandekommen, oder es wird
überhaupt kein Bertrag geschlossen werden . Für Illusionen
ist nach dem letzten Jahrzehnt kein Raum mehr .

Genf wird nicht nur über das Maß der Rüstungen jedes
Staates entscheiden , es entscheidet auch über Bersailles , und
in tieferem Sinne über Weimar . Es entscheidet über die Le -
bensfähigkeit des Bölkerbundes und die Zukunft der abendlän¬
dischen Kulturwelt , deren Widersacher ini Osten durchaus ge -
willt sind , das Erbe einer überlebten Ordmng des mensch¬
lichen Daseins anzutreten .

Darin liegt die nationalpolitische und welthistorische Bedeu
ttlng der Abrüstungskonferenz des Völkerbundes .

tvagemanns Geld
nnd Btveditvefovm

Der Verfasser über seinen Plan
ENB . Berlin , 28. Jan . (Priv .- Tel .) In der öffentliche »

Diskussion über den vom Präsidenten des Statistischen Reichs-
amtes , Prof . Dr. Wage ma n n, ausgearbeiteten Plan zu
einer Geld - und Kreditreform ist darauf hingewie -
sen worden , daß diese Reform die Möglichkeit einer
Inflation in sich berge, und daß sich der Geldumlauf in
wertsicheres Außengeld und der Entwertung ausgesetztes Bin -
nengeld spalten könne. Mit dieser Kritik setzt sich nun Prof .
Wagemann im neuesten Wochenbericht des Institutes für
Koni « nkturforschunn « umeinander.

Prof . Wagemann betont , daß sein Plan , der für das Geld
der Konsiimstihä 're einen Deckungsblock aus öffentlichen An -
leihen voriieI , nickst eltväs ''grundsätzlich Neues bringe . Schon
jetzt bestehe die Deckung der Rentenbankscheine und des Münz -
Umlaufes aus öffentlichen oder öffentlich - rechtlich begründeten
Schulden . Der Rcformplan gehe nur noch einen formalen
Schritt weiter , indem er die Grenze zwischen Scheidegeld und
valutarischem Geld anstatt bisher bei 5 Mt künftig bei etwa
50 MC ziehe , wodurch sich praktisch an der Berkehrsfunktion
der Geldzeichen nichts ändere . Gegenüber den Bedenken , daß
mit dem Reformplan eine Doppelwährung vorgeschlagen
werde , und daß neben dem gesicherten Anßenwert der durch
Gold gedeckten großen Noten und Giralgelder ein Difagio
des Binnengeldes entstehen könnte , erklärt Wagemann , daß
sich die Berkoppelung von Scheidegeld und valutarischem Geld
seit Jahrhunderten

"
bewährt habe . Eine isolierte Binnen -

Währung wäre nur dauu denkbar , wenn die zwei Geldfortcn
miteinander konkurrierten , ohne daß sie gegeneinander ein -
tauschbar wäre » . Im übrigen sei die Meinung irrig , daß
der Austenwert einer Währung unbedingt abhängig von der
Deckung der Noten sei. Der Valutakurs sei nicht eine Funk -
tion der prozentualen Golddeckung , sondern ein Preis wie
jeder andere , der sich aus Angebot und Nachfrage Dilde . Die
Stabilität des Markkurses im Auslande sei daher bei der vor-
geschlagenen Neuregelung der Deckung mindestens ebenso ge -
sichert , wie beim gegenwärtigen Zustand .

Gegenüber dem Vorwurf inflationistischer Tendenzen be-
tont Wagemann , daß es sich bei dem Reformplan lediglich
darum handele , die Deckungsgrundlage des bereits vorhan -
denen Geldumlaufes zu ändern , ohne daß sich an der Umlauf -
menge etwas zu ändern brauche . Für die Wirkung einer be -
stimmte « Geldmenge auf die Preise sei es gleichgültig , ob das

.Geld durch Gold oder andere Sicherheiten gedeckt fei .

Radikale Sparmaßnahmen in Bayern . Im Borfafsungs -
ausfchuß des bayrischen Landtages wurde mit 14 gegen 18
Stimmen ein deutschnationaler Antrag angenommen , nach
dem an Stelle der bisherigen sieben Kreisregierungen im
rechtsrheinische » Bayern nur zwei Kreisregierungen belassen
werden sollen , je eine nördlich und südlich der Donau . Sitz
der einen Regierung wäre dann München , während für die
andere Nürnberg in Betracht käme . Die Zusammenlegung der
Regierungen Niederbayern -Oberpfalz in Regensburg und
Oberfranken - Mittelfranke » in Ansbach , würde sich dadurch er-
übrigen . — Es fragt sich allerdings , ob das Pleni -m des Land¬
tags zustimmen wird .

Beleidigungsprozeß gegen den Reichslandbund . Die Ost«
Hilfepolitik der preußischen Staatsregierung war der Gegen -
stand eines Beleidigungsprozesses , der am Dienstag in Berti *
gegen den Verlagsleiter des Reichslandbuudes , Dr . Walter
Kluge , und gegen den Redakteur Karl Paczhna verhandelt
wurde . Der Anklage lag ein Artikel zugrunde , in dem der
preußischen Regierung bewußte Sabotage der Osthilfepolitik
zum Vorwurf gemacht worden war . Außerdem wurde de-
hauptet , daß Ministerpräsident Braun „mit einer Überheb¬
lichkeit, die an Zäfarenwahnsinn grenze , einfach diktiere ".
Das Gericht verurteilte Paczyna zu 1000 RM . und Dr. Klug«
zu 500 RM . Geldstrafe .

Keine Auslösung der Universität Gießen . Zu immer wie»
der auftauchenden Gerüchten über eine angebliche Anflösu »?
der Universität Gießen teilt das Rektorat der hessischen San »
desuniversität Gießen amtlich mit , daß diese Gerächte unwohl
seien und weder Reichsregierung noch hessische Regierung
nmls die Absicht gehabt oder geäußert bätten , die Unibersit ^
aufzulöten .

II
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Maßnahmen gegen säumige Durchführungder Preissenkung
Ter Reichslomuiissar für Preisüberwachung hat an die

Laudesbrauftragtcu für Preisüberwachung und an die Ge¬
meinden sin Rundschreiben gesandt , in dem er sich mit einer
Reibe von Schwierigkeiten beschäftigt , die bei der Durchfüh¬
rung der Preissenkungsaktion entstanden sind.Der Reichskommissar teilt in diesem Schreiben mit , das; in
einer Reihe von Fällen die Preisverzeichnisbestimmungen nur
unvollkommen befolgt werden . Er empfiehlt , diejenigen Ge -

, schäfte , die die Bestimmungen nicht befolgen , zu verwarnen
und von ihnen mit einer 24stündige » Frist die Aushängungder Preisverzeichnisse zu verlangen . Weiter wendet sich der
Preiskommissar gegen die Unsitte , beim Verkauf kleinerer
Mengen eine unzulässige Anfrnndung des Preises vorzuneh -
•ms» , wie es insbesondere im Fleischergewerbe beobachtet wor-
den > ift . Der Preiskommissar bezeichnet es als völlig unzu -

: lässig, Bruchteile von Pfennigen auf 5 oder 10 Rpf . auszu -
. runden . Sie dürfen imr auf ganze Reichspfennige aufgerun -

det werden . Außerdem beschäftigt sich das Rundschreiben mit- einer Reihe von Beschwerden, insbesondere aus westlichen Be *
. zirken , die sich gegen eine Erhöhung der Preise an Lohntagen

wenden .
Dr. Goerdeler ersucht , gegen diejenigen Geschäfte, die auf

diese Weise die Brelssenkungsattion durchkreuzen , gegebenen¬
falls mit der Androhung der Geschäftsschlietzung vorzugehen .

Bierpreissenkung ab 1 . Februar
Die Verhandlungen mit dem Brauereigewcrbe haben am

Mittwoch zu einer Senkung der gebundenen Bierpreise um
2 RM . je Hektoliter Nollbier ab 1 . Februar 1932 geführt . Die
volle Senkung des biersteuerfreien Teiles des Erzeugerteiles
um 10 Prozent laut Notverordnung ist damit nicht erreicht ,wäre aber auch nur bei einer damit verbundenen Steigerung
des Konsums vertretbar , die gegenwärtig nicht zu erwarten
sei

Eine etwaige Herabsetzung der Biersteuer wird nicht nur
dem Verbraucher vollaus zugute kommen , sondern auch der
bierstenerfreie Teil des Brauereipreises wird dann um volle
1V Prozent gesenkt werden . Die Matznahmen des Reichs -
koinmissars für Preisüberwachung betr . der Bruttoverdieust -
spanne der Schankwirte werden durch diese Regelung nicht be-
rührt .

Landwirtschaftliche Unfallversicherung
Die Notverordnung vom 8 . Dezember 1931 hat in der

landwirtschaftlichen Unfallversicherung den Rentenaufwand
von 57 Millionen Reichsmark um zwei Millionen Reichsmarkfür das Jahr gemindert . Diese Entlastung rechtfertigt die
Erwartung , daß nunmehr alle landwirtschaftlichen Berufs -

• genofsenfchaften der Reichspost, welche die Renten auszahlt ,
. rechtzeitig die notwendigen . Vorschüsse überweisen . Erfüllt

.sich die Erwartung nicht , so wird der Gesetzgeber , gezwungen<sein , die Auszahlung der Renten den säumigen landwirtschaft -
lichen Berussgenossenschasten selbst zu überlassen . Bei die -
len landwirtschaftlichen Berufsgenossenschiftei '. bilden die
landwirtschaftlichen Arbeiter nur einen kleinen Bruchteil der

, Versicherten . Die Mehrzahl der Versicherten und der Renten -
empfänger besteht aus Unternehmern und ihren Angehörigen .

Mtwze DoMNen
. Ter Reichspräsident empfing Mittwoch nachmittag Reichs-
fanzler Brüning zum Vortrag . Die im Zusammenhang mit

!jbem Empfang in Berliner politischen Kreisen aufgetauchten^Gerüchte über einen bevorstehenden Rücktritt des Reichstanz -
lers und seine Ersetzung durch Gröuer werden als falsch be-

. ^zeichnet , da der Kanzler keine Rücktrittsabsichten hegt und sein
Vortrag beim Reichspräsidenten sich lediglich auf außenpoli -
tische Fragen bezog.

Keine neuen Gehaltstürzungen . Auf einer Tagung der
. Staatspartei in Dortmund teilte , der „Voss. Ztg .

" zusolge ,
jtier srühere preußische Finanzminister Höpker -Aschofs mit ,
Meichsfmanzminister Dietrich habe bindend zugesagt , daß we-
Per neue Gehaltskürzungen noch ein neues Besoldungsgesetz
Zommen würden . Wörtlich habe Dietrich erklärt : „Ich bin
Ä>öch noch gesund und werde mir solche Dinge nicht auf den' • Hals laden .

"
Der Vorsitzende des Allgemeinen Deutschen Gewertschafts -

bundes , Leipart , hielt am Mittwoch einen Rundfunkvortrag »• • in dem er hervorhob , daß das Versailler Diktat ein Triumph
menschlicher Unzulänglichkeit geworden sei, des weiteren , daßdie Not Deutschlands ihre letzten Ursachen in der schleichenden
Weltkrise und nicht in dem heutigen System habe .

Minister Korcll geht in den Pfarrdienst zurück . Der frühere
hessische Minister für Arbeit nnd Wirtschast , Korell , hat sich

; vor einiger Zeit um die / Wiederübertragung einer Pscirrstelle
, -beworben . Er tritt somit in den Pfarrdienst zurück.

>- • . . Der Bombenattentäter Kaphengst wurde in Altona zu . drei
Haaren Zuchthaus , verurteilt .

Tie Kinderzahl nach dem religiösen Bekenntnis . Nach den
« im ! ichen statistischen Erhebungen kamen in den Jahren 1920
t >is 1926 auf 100 katholische Ehen 273 Kinder , auf 100 evan -
lgelische 195 und auf 100 jüdische 169 Kinder . Wesentlich
niedriger sind die Kinderzahlen in den gemischten Ehen . Sa

' kamen , auf .100 katholisch- evangelische Ehen 121 und auf 100
Os - christlich-jüdische Ehe » nur 58 Kinder .

kleine Ehronik
, Bei der Ausfahrt eines Personenzuges sprangen Mittwochabend auf dem Bahnhof Kamphausen iSaargebiet ) zwei ver -

mummte Gestalten in den Bahnpostwagen , hielten den Beamten
mit einem Revolver in Schach und raubten einen Postsack mit95006 Francs Inhalt . Kurz vor der Einfahrt des Zuges inden Bahnhof Neuhaus sprangen die Räuber ab und entkamen .

Tie Strafkammer Bremen hat beschlossen, den Haftbefehl
ye^en Karl Lahusen aufrechtzuerhalten .

Die Hoffnung , das verschollene englische Unterseeboot „M 2"
. ; «ürft rechtzeitig bergen zu könne » , schwindet immer mehr .Die Nachforschungen sind während der ganzen Nacht mit größ -

■ ti' iii Eifer fortgesetzt worden , blieben aber ohne jeglichen Er -
. . . . ' •

I » Zürich ist auf einer Geschäftsreise der bekannte Frank-
^ furter Großindustrielle Harry Fuld , 53 Jahre alt , plötzlich ge-

starben . Fuld war der Gründer der Priteg (Deutsche Privat -
Telephon - AG .) , die er dann zu dem Fuld -Konzer » ausbaute ,t»er heute etwa 5000 Arbeiter und Angestellte beschäftigt ,

fc ; Im ehemaligen Kampfgebiet von Arras wurden die Leichendon 142 französischen und 66 deutschen Soldaten gefunden .
Eine mehrstündige Schießerei entspann sich in den Straßen '

Lembergs zwischen P̂olizelagenten und einem Schwerverbrecher,öer M in einen Schuppen verschanzte, von dem aus er aus« >rhr «.Hei> Revolvern ' aus die ihn belagernden Polizisten schoß ,vis er endlich durch eine schwere Verwunduna kamvinnfähiggemocht und tödlich verletzt wurde .

vom Sttober bis Dezember
MTB . Berlin . 28. Jan . (Tel . ) Im Monat Dezember 1931

betrugen ( in Millionen Reichsmark ) die Einnahmen des Reichesbei den Besitz- und Verkehrssteuern 262,0 , bei den . Zöllen und
Verbrauchsabgaben 212,1 , im ganzen 474,1. In den Monaten
Oktober bis Dezember 1931. dem dritten Viertel des Rechnungs¬jahres 1931, sind sonach an Besitz - und Verkehrssteuern 1132 ,7
aufgekommen , an Zöllen und Verbrauchsabgaben 704,3 , ins -
gesamt 1936,0 . Im vorhergegangenen zweiten Vierteljahr des
Rechnungsjahres 1931 betrugen die Einnahmen aus den Besitz-
und Verkehrssteuern 1301,8, aus den Zöllen und Verbrauchs -
abgaben 737,5, zusammen 2039,3, sonach 103,3 mehr als imdritten Viertel .

llaclisqfeer Teil

Nngeve «htfevtigte Angriffe
auf das -Suftizmittiftevium

Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird uns ge-
schrieben :

** In Nr . 19 der „Arbeiterzeitung " vom 23. Januar d. I .
wird die Haftentlassung des wegen Betrugs in erster Instanz
zu 1 Jahr 5 Monaten Gefängnis und 10 000 Ml verurteilten
Kaufmann Hans Scharff in Mannheim kritisiert und der Ju -
stizminister und die Regierung für „solche Strafvollzugs -
Methoden "

verantwortlich gemacht .
Demgegenüber ist festzustellen , daß es sich hier nicht um

eine Strafvollzugsmatznahme handelt . Das Urteil gegen
Scharff ist noch nicht rechtskräftig , Scharff befand sich in Nn -
tersuchungs - , nicht in Strafhäft . Die Entlassung aus der Un -
tersuchungshaft gegen Sicherheit hat nicht der dafür gar nicht
zuständige Justizminister , sondern SM Oberlandesgericht ver¬
fügt . Dem Justizminister war und ist irgendeine Einfluß -
nähme auf das anhängige Verfahren durch den Grundsatz der
richterlichen Unabhängigkeit versagt .

Verbot dev nationalsozialiMsthen
Zeitungen „ Heidelberger Veobachtee "

und «.Sakenkvenzbanner ^
** Auf Grund der Notverordnung des Herrn Reichspräsi -

deuten zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen ist die in
Heidelberg erscheinende nationalsozialistische Tageszeitung
„Heidelberger Beobachter" vom Minister des Innern mit
Wirkung vom 28. Januar auf die Dauer von 5 Tagen ver¬
boten worden . Anlaß zu dem Verbot gab ein in der Nr . 21
vom 26. Januar veröffentlichter Artikel init der Überschrift
„Herr Brüning ist überlastet " , durch den der Reichskanzler
!Dr. Brüning wiederholt in böswilliger Weise verächtlich ge-
macht wurde .

Auf Grund der gleiche » Verordnung wurde auch die in
Mannheim erscheinende nationalsozialistische Tageszeitung
„Hakenkreuzbanner" auf die Dauer von 5 Tagen verboten ,
welche in ihrer Nr . 21 vom 26. Januar den gleichen belerdi -
genden Artikel gegen den Reichskanzler veröffentlicht hatte .

Statistisches a « S dev
Ävang . Landeskirche NadenS

Am 1 . Januar 1932 bestanden in der Evang . LandeskircheBadens 476 Pfarreien (neben 22 Stellen für landeslirchlichePfarrer ohne Gemeindeamt ) . Davon waren 437 Pfarreienbesetzt, 14 nachbarlich öder durch Pfarrer ii» Ruhestand ver -
sehen und 25 verwaltet ; 3 Stellen für landeskirchliche Pfarrerwaren unbesetzt . —̂ Erledigt wurde » im Laufe des Jahres 193143 Pfarreien , und zwar durch Versetzung oder andere Ver -
Wendung des Inhabers 26, durch Zurruhesetzung 10, durchEntlassung 2, durch Tod 2 uud durch Verzicht 3, ' ferner1 Stelle für Pfarrer der Landeskirche . - -- Besetzt wurden 49
Pfarreie « , und zwar durch Gemeindewahl 25, durch Ernen¬
nung seitens der Kirchenregierung » ach $ 65 KV . 9, nach§ 66 4 und nach § 68 1 . Durch de » Patron wurden 10 Psar -reien besetzt. Ferner wurde 1 Stelle für Pfarrer der Landes -
kirche neu besetzt. . '

Zu der Zahl von 437 Pfarrern kommen 19 Pfarrer der
Landeskirche , 9 Pfarrer , dse für den Dienst in Vereinen undAnstalten , insbesondere der Inneren Mission beurlaubt sind,4 aus den Geistlichen der Landeskirche hervorgegangene Pfar -rer an Staatsanstalten und 25 ebensolche Religionslehrer( staatliche Professoren ) . — Unständige Geistliche waren am1 . Januar l932 136 vorhanden . davon 128 im Dienst der
Landeskirche , 3 als unständige Religionslehrer an HöherenLehranstalten und 5 nicht' im Dienst der Landeskirche ver -' wendet . Die Gesamtzahl der Pfarrer und unständigen Geist -lichen beträgt demnach 630 . Hinz » kommen noch 7 Psarr -kandidatinnen , von denen 3 als Pfarrgehilfinnen , 2 als un¬ständige Religionslehrerinnen , 1 als Gemeindehelferin und1 noch nicht verwendet sind. — Im Jahre 1931 sind aus de, ,beiden Hauptprüfungen 41 . Geistliche zugegange » . dazu fau -den 3 sonstige Aufnahmen und Wiederaufnahme » statt . Der
Gesamtzugang betrug 44 gegenüber 21 im Vorjahre . — Ge¬storben sind 2 Pfarrer im Dienst und 5 Pfarrer im Ruhe -stand . In den Ruhestand versetzt wurde » 11 Pfarrer , ent -lassen bzw . auf Ansuchen entlassen 9 Geistliche . — Zum Kir -
chenrat ernannt wurde 1 Geistlicher .

V-rkehrswerbnug Bade» Elsaß
- Die ^Berkehrsgemeinschaft Schwarzwaldbahn - Bodensee - Rhein -fall (

'.sitz Triberg ) wird am 29. Januar mit einer großenWerbeveranstaltung in Kehl vor die Öffentlichkeit treten . Be -merkenswert ist, daß sich auch Straßburger führende Kreiseim Interesse einer Belebung des Verkehrs Straßbürg —
Schwarzwald —Bodensee beteiligen werden . Die Tagung siehteinen großen öffentlichen Vortragsabend im Uniontheater in
Kehl vor , bei dem u . a . Direktor Oettli aus Schaffhauseneinen Vortrag halten wird mit Lichtbildern . Außerdem wird
ein großer Film „Der schaffende Rhein " gezeigt (der Rheinvon der Quelle bis zur Mündung ) . Am gleichen Tage finden
vormittags und am Nachmittag Sitzungen des Vorstandes im
Rathaus in Kehl und Besprechungen mit den leitenden Straß -
burger Persönlichkeiten in Stratzbürg . statt .

Rr . 7 des badischen Gesetz - und Verordnungsblattes vomL7 . Januar 1932 enthält Verordnungen des Ministers des
Innern über Lockerung der Realsteuersperre : des Ministersdes Kultus und Unterrichts über Vollzug von 5 28 Absatz 1
Ziffer 3 des Steuerverteilunjzsgesetzes vom 7 . Juli 1928 inder Fassung des Rotgesetzes vom 9. Juli 1931.

Verordnung über 2o « erung
der « ealstenersverre

Auf Grund des Kapitels V des 7 . Teiles der Vierten Not »
Verordnung des Reichspräsidenten hat der Minister des In »
nern nach Benehmen mit dem Minister der Finanzen ein «
Verordnung erlassen , die in ihrem § 1 folgendes bestimmt :

'
Zur Herstellung des Ausgleichs im Gemeindehaushalt kön-

nen Gemeinden , die für das Rechnungsjahr 1931 »ach den
Vorschriften über Realsteuersenkung Grund - und Gewerbe -
steuer nicht erheben durften , durch einen Nachtrag zum G «»
meindevoranschlag die Erhebung von Grund - und Gewerbe -
steuer für das Rechnungsjahr 1931 beschließen . Dabei dürfen
jedoch nicht mehr als 44 Hundertteile der Steuergrundbeträgenach § 58a Absatz 1 des Grund - und Gewerbesteuergesetzeserhoben werden .

8 2 besagt : Ist in einer Gemeinde der für das Rechnungs -
jähr 1931 tatsächlich zur Erhebung gelangende Steuersatz :

a ) für das Grundvermögen oder für eine Gruppe desselbenniedriger als 90 Rpf .,
b ) für das Betriebsvermögen niedriger als 34 Rpf .,
c ) für den Gewerbeertrag oder einzelne Stufen desselbenniedriger als 625 Rpf ., so können , wenn auf andere ange .

messene Weise der Ausgleich zwischen Einnahmen und Aus -
gaben im Gemeindehaushalt für das Rechnungsjahr 1931 nichtherzustellen ist, die Steuersätze durch einen Nachtrag zumGemeindeooranschlag für jede Steuergruppe höchstens um einViertel des Unterschieds zwischen den oben bezeichneten Lan¬
desdurchschnittsätzen und den tatsächlich zur Erhebung kom-
menden Steuersätze « erhöht worden .

Auf Sie nackj den §§ 1 und 2 festgesetzten Steuersätzen sin -de» die Senkungsvorschristen »ach der Verordnung des
Staatsministeriums vom 21 . März 1931 keine Anwendung .

Die Beschlüsse nach §§ 1 und 2 bedürfen der Genehmigungdes Ministers des Innern im Benehmen mit dem Ministerder Finanzen . Die Erteilung der Genehmigung wird jedochden Staatsaufsichtsbehörden übertragen , soweit nicht in einerGemeinde die bestehenden Steuersätze in einer oder mehrerenSteuergruppen den Landesdurchschnitt übersteigen , oder die
Steuererhöhung eine Umlegung von Gemeindegebühren ausdie Mieter zur Folge hätte . Die obige Verordnung tritt so-
fort in Wirksamkeit und wird mit dem Ablauf des 311 Mörz1932 wieder außer Kraft gesetzt .

Die Lage im badischen tveinbaugebiet
liber die Lage im badischen Weinbaugebiet berichtet die Zeit «

schrist des Badischen Weinbau Instituts „Weinbau u nd Keller -
Wirtschaft " folgendes :

Bei der günstigen Witterung werden manche Hybriden her¬ausgehauen und der Boden für Neuanlage » mit PfropfrÄenrigolt . Auch sonst werden viele Rebflächen für den Neuanbaumit Pfropsreben vorbereitet , wobei Massenträger wie Müller »
Thurgau -Rebe bei den Rebbestellungen bevorzugt werden . Die
Winterbodenbearbeitung wird jetzt dort nachgehölt , wo der Frostdie Arbeiten unterbrochen hat. Große Flachen erhalten aberüberhaupt keinen Winterbau , »m an Geld zu sparen . Stellen -
weise , wie im Kaiserstnhl , hat man mit dem Rebschnitt be -
gönnen .

Die Weine sind jetzt abgelassen uud haben schon sehr vielSäure verloren . Im Weinverkauf ist nicht viel Bewegung .Es werden von den Gastwirten , die sich im Herbst nur mit klei-nereii Mengen eingedeckt haben , imnier wieder Käufe abge¬schlossen. aber meist nur in kleinen Mengen . Für die 1931erWeine werden am südlichen Und westlichen Kaiserstuhl je nachQualität 27 bis 40 Ml nnd am übrigen Kaiserstuhl 20 bis 24Reichsmark je Hektoliter bezahlt . Arn östlichen Kaiserstuhl istder meiste Wein ausverkauft . Die Kaiserstühler Winzer¬genossenschaften . die schon sehr große Mengen Wein abgesetzthalben , verkaufen Konsumwein in Literflaschen abgefüllt zu40 .Jtrf je Liter ohne Glas . In der Markgrafschaft werdenbezahlt in Schallstadt - Wolfenweiler 35 bis 38 M , in Heiters -heim 25 bis 26 Ml , in Wittnau , Ebringen und Norsingen 32Reichsmark , in Kirchhofen 37 bis 40 Ml , in Merzhausen 40bis 44 Mi , für Weine der oberen Markgrafschaft 36 bis 42Reichsmark und für Kandertäler Weine 27 bis 30 M jc ftjf ,toliter . •

Aus der basischen Landwirtschast
Forderungen der Hotzenwaldbauern. Auf einer am Sonn¬tag in Säckingen veranstalteten Notkundgebung wurde von denanwesenden Landwirten eine Entschließung einstimmig ange -nomine » , die zur Beseitigung der Not der Hotzenwaldbauernfordert : 1 . Beseitigung der russischen Holzeinfuhr ; 2. Verwen .düng von nur deutschem Holz für staatlich unterstützte ode»Staatsbauten ; 3 . Wiederermöglichung der Holz- und Vieh »ausfuhr nach Frankreich ; 4 . Angleichung der Preise für Viehund Vieherzeugnisse an das Getreidepreisniveau : 5. Frei -stellung der viehwirtschaftlichen und Milcherzeugung von dererhöhten Umsatzsteuer ; 6. sofortige Anwendung des § 38 des

Reichsmilchgesetzes für das Oberrheingebiet ; 7. Beseitigungder in der badischen Notverordnung verfügten Ermäßigung desStaatsanteils im Aufwand des Viehversicherungsoerbandesvon 60 auf 40 Rpf .

Tagungen
Land - uud forstwirtschaftlicher Arbcitgebervcrband . Der land -und forstwirtschaftliche Arbeitgeberverband für Baden e. V.hielt am Mittwoch in Karlsruhe seine diesjährige ordentlich «

Mitgliederversammlung ab . Auch Vertreter , der Staats -
behörden , der Landwirtschaftskainmer und befreundeter Qr -
ganisationen waren anwesend . Der Vorsitzende, Dr. v. Wogau ,betonte in seiner Begrüßungsansprache die Notwendigkeit eines
festen Zusammenhalts der Arbeitgeber in der Land - und
Forstwirtschaft . Geschäftsführer Dr . Ichenck ging in seinem
Tätigkeitsbericht von den Auswirkungen der Vierten Rotver -
ordnung auf die Tariflöhne aus und wies daraus hin , dasjdie Löhne in der Landwirtschaft eine weit größere Rotte als

- in anderen Erwerbszweigen spielten . Sic machten dort 40
bis 50 Prozent der tatsächlichen Ausgaben aus . Hohe Löhne
zu zahlen sei der Landwirtschaft unmöglich , soll sie nichtvollends erliegen . Dr. Scheint erinnerte an die Schwierig -
leiten der Beschaffung ländlicher Arbeitskräfte. Man hofft,solche aus der Rhön und Schlesien hereinzubekommen .
Präsident Schill vom Banernverein gab Aufschluß über den
Umfang der landwirtschaftlichen Unfallversicherung in Baden .Durch die Notverordnung (Aufhebung der Renten bis zu 20
Prozent ) kamen 12 696 Renten in Wegfall , was eine monat -
liche Minderausgabe von 66 000 RM . bedeutet . Es laufenjetzt noch 20 957 Renten . Damit ist der Stand vom Jahre1926 erreicht . . Die Umlage . dürfte gegen das Vorjahr um ein

.Drittel ermäßigt werden . Der Voranschlag für 1932 wurde
auf der Grundlage eines um 20 Prozent ermäßigten Mit¬
gliedsbeitrags genehmigt . Ein sehr interessanter Vortrag de»
Prof . vr . Wehrle von der Technischen Hochschule Karlsruh »über „Die Krisis des Geldes , ihre Folge » und Forderunge «
für die land "»irtschaftlichen Arbeltgeber " bildete den AMrfcTnfc
der Taquna . 1
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Bürgerausschnß Karlsruhe
Simfien der AshreSrechnnnge« — Die Tarifrrmaßiguilge »

Die fünfeinhalbstündige Sitzung des Karlsruher Bürger -
Ausschusses am gestrigen Mittwoch hatte als Hauptpunkt die
Ermäßigung der städtische« Tarif « auf der Tagesordnung ,
brachte aber zuerst etwa zweistündige , mitunter etwas bewegte
Debatten über die Revision der städtischen Jabresrechnungea
der Jahre 1925,1926 und 1927, an deren Schluß eine von allen
Parteien in der Aussprache unterstützte Entschließung ange -
nommen wurde , die sich dagegen wendet , daß den Städten die
Revision der städtischen Rechnungen durch den badischen Rech-
nüngshof abgenommen und dadurch einer der wichtigsten Pfei¬
ler der kommunalen Selbstverwaltung beseitigt werde .

Zunächst führte Bürgermeister Sauer den Vorsitz, weil in
einem kommunistischen Antrag Angriffe gegen die Person des
Oberbürgermeisters enthalten waren . Der Borsitzende teilte
mit , daß diesmal , den Wünschen aus dem Bürgerausschutz
entsprechend , versuchsweise das Rednerpult weggelassen wor »
den sei, so datz jetzt jeder Redner von seinem Platz aus zu
sprechen habe .

Stadtv . Rothweiler , der Vorsitzende ver städt . Rechnungs -
prüfungskommisston , berichtete , daß alle Rechnungen bis zum
Jahre 1919 nun abgehört seien . Man hoffe im Laufe des
nächsten Jahres auf den laufenden Stand zu kommen . Der
Redner wandte sich gegen die geplante Neuordnung des Re -
vistonswesens der badischen Städte , welche zu den bisherigen
Bevormundungen eine neue füge . Der Stadtverordnetenvorstand
verlange , datz das Recht der Kontrolle unter allen Umständen
den Gemeinden verbleibe . Der Redner bezeichnete verschie-
dene kommunistische Anträge , die sich mit Vorkommnissen aus
früherer Zeit beschäftigen , als gegenstandslos : die Anträge
hätten im Prüfungsausschuß zur Verhandlung gestellt wer -
den sollen .

Sehr ausführlich begründete der kommunistische Redner
Riedinger die Anträge seiner Fraktion , die lediglich eine
Reihe von Verstößen zur Erörterung bringen wollten . Es
handelte sich um die Beschaffung von Personensahrzeugen
durch eine Reihe von Dienststellen , die seinerzeit sehr unbe -
kümmert vorgingen , um Vergütungen und Aufwandsentschä¬
digungen für städtische Beamte , um Kredite des städtischen
Milchamts an den Arbeitersamariterbund und andere Vor -
kommnisse bei diesem Amt , sowie um die Aufbringung der
Kosten für den Umbau der Dienstwohnung des Oberbürger -
Meisters. Der demokratische Redner Keßler erklärte , datz diese
Dinge , die zum Teil schon 5 Jahre zurücklägen , auf die Folgen
des Umsturzes und des Durcheinanders früherer Zeiten zu-
rückzuführen seien . Bürgermeister Sauer sagte Untersuchung
gewisser Vorgänge bei der Milckzentrale zu . Stadtv . Wild
(Zentr . ) wies darauf hin , datz alles , was der kommunistische
Redner vorbrachte , von der Rechnungsabhör aufgegriffen wor -
den sei . Was noch nicht erledigt worden sei, befinde sich im
Stand der Untersuchung . Der Redner wandte sich gleichfalls
gegen die geplante Änderung der kommunalen Rechnungs -
revision . Karlsruhe habe keine solche Politik getrieben , datz
derartige Eingriffe in die Selbstverwaltung gerechtfertigt seien .
Es könne mit der Lastenverschiebung zuungunsten der Gemem -
den nicht so weitergehen wie bisher , so z . B . , daß Leistungen
der Krankenkassen eingeschränkt und dafür der städtischen Wohl «
fahrtspslege auferlegt würden . Stadtrat Töpper (Sozdem .) er -
klärte , wenn davon gesprochen worden sei, daß Schuppen ver -
kauft und dafür Rechnungen für die Ausbesserung der Woh -
nung des Oberbürgermeisters bezahlt worden seien , so sei fest-
zustellen , daß der Oberbürgermeister zunächst da ! in nichts ge¬
wußt und dann sofort die Einstellung der Arbeiten von ihm
angeordnet worden sei . Es habe sich um em Haus gehandelt ,
das die Stadt sozusagen geschenkt erhalten habe und in dem
ein Ausbau dringend notwendig gewesen sei. Der Milchhänd -
lerstand habe durch seine Konzessierung gewiß keine Verluste
erlitten , er sei der einzige Stand , der seine Verdienstspanne ge-
halten habe . Der Arbeitersamariterbund habe die Belieferung
der Industriebetriebe mit Milch übernommen . Das Kreditgeben
sei auch im Milchgeschäft allgemein üblich . Durch die Dar -
lehenshingabe au den Samariterbund sei die Stadt um keinen
Pfennig geschädigt worden . Bürgermeister Sauer erklärte ,
baß die städtischen Beamten angewiesen seien , die Rechnungs -
abhör zu unterstützen . In allen Fällen , wo erwas zu bean -
standen sei, sei das Erforderliche gegen die betreffenden Be -
amten eingeleitet .

Die Anträge der Kommunisten wurden schließlich nach zwei -
stündiger Debatte gegen die kommunistischen Stimmen abge -
lehnt , die Entschließung gegen die Übernahme der Rechnungs -
Prüfung durch den badischen Rechnungshof einstimmig ange -
nommen .

Hierauf wurde die monatliche Entschädigung der ehrenamt «
lich tütigen Mitglieder des Stadtrates von bisher 96 W , auf
60 M ab 1. Januar 1932 festgesetzt.

Es folgte eine sehr ausführliche Aussprache über die Sen -
lung der Tarife der Straßenbahn sowie der Gas - und Strom «
preise und der Schlachthofgebühren . Die stadträtliche Vorlage
sah bor, datz bei der Stratzenbahn ein Kurztarif von IS Jfrf
eingeführt werde , und datz die Gas - und Strompreise um 1
bis 8 Jtfiß gesenkt würden .

Oberburgermeister Finter erklärte , der Stadtverwaltung falle
es außerordentlich schwer, eine Tarifsenkung selbst im klein-
sten Ausmatz vozunehmen , da der Fehlbetrag immer mehr an -
wachse und fast unüberwindliche Schwierigkeiten beständen ,
den Etat auszubleichen . Eine Änderung des Tarifshstems ,
Wie es einige Anträge forderten , sei unmöglich . Die Werke bil -
den eine starke Stütze für die städtischen Kassen . Die Lage der
Stadt verbiete eine weitere Ermäßigung der Tarife , da sonst
ntüt Steuern drohen . Schon jetzt sei ein Defizit von 500 000
Reichsmark eingetreten . Auch der Preiskommissar habe er-
klärt , datz die städtischen Werke nur so weit ihre Tarife senken
können , als es die Lage der städtischen Finanzen zulasse . Die
Städte können nicht auf die Überschüsse dieser Werke verzich«
ten . Andernfalls sei die Unterstützung der Arbeitslosen in
Frage gestellt . Die Enttäuschung der Bevölkerung über die ge-
ringe Senkung sei zu verstehen , aber es bleibe kein anderer
Weg . Die Karlsruher Tarifsenkung sei vom Preiskommissar
bereits genehmigt und auch das Finanzministerium habe die
Beförderungssteuer erlassen . Die Straßenbahn sei heute ein
Defizitbetrieb geworden . 719 000 ffll betvage der Ausfall , der -
jenige im nächsten Jahre über 1 Million . Jede weitere Sen -
kung müsse das Defizit vergrößern . Die Wirkungen der Preis -
senkungen wurden vielfach überschätzt . Auch erhebliche Preis -
Senkungen bei Gas und Strom würden sich bei den Verbrau -
Hern nicht wesentlich bemerkbar machen, dagegen würden diese
den ganzen Haushalt der Stadt auf das schwerste gefährden .
Der Lrchtstreik der Ladenbesitzer sei unverständlich , da für
Schaufensterbeleuchtung der Preis für Strom schon auf 6 bzw.
5 Mrf herabgesetzt worden sei. Der verbilligte Nachtstrom soll
schon eine Stunde früher, ab 7 Uhr, geliefert werden . Der
Stadtrat suche aber den Weg für neue Vergünstigungen .

In der Aussprache wurde von verschiedenen Rednern die
vorgesehene Senkung der Gas - und Strompreise als viel zu
niedrig bezeichnet .

Da augenscheinlich eine Einigung nicht zu erzielen war , zog
der Stadtrat seine Borlage über die Senkung der Schlachthof-
«etthr en zurück . Einstimmig angenommen würde die Tarif¬

senkung bei der Straßenbahn uud beim Äasde ^ug, während die
Vorlage über die Strompreissenkung gleichfalls vom Stadtrat
wieder zurückgezogen wurde . An ihre Stelle trat eine Herab -
setzung der Zählermiete um die Hälfte des bisherigen Betrages ,
der mit grotzer Mehrheit zugestimmt wurde . Sie bringt den
kleineren Stromverbrauchern eine stärkere Entlastung . Der
neue 15- -!̂ i/?- Kurzstreckentarif bei der Stratzenbahn tritt am
Montag , den 1 . Februar in Kraft . Nächstens wird sich der
Stadtrat mit der Ermätzigung der Kanal - und Müllabfuhr -
gebühren beschäftigen , die zum 1 . April Wirksamkeit erlangen
soll.

Die Sitzung , die sich bis in die zehnte Abendstunde hinzog ,
verlief durchaus ruhig u nd ohne jede S törung .

Nachklänge zum Mannheimer Bürgerausschußstreit . In
einem Schreiben hat die nationalsozialistische Fraktion des
Bürgerausschusses dem Oberbürgermeister mitgeteilt , daß sie
Strafanzeige gegen die sozialdemokratischen Bürgerausschuß -
Mitglieder Trumpsheller , Hettinger und Genossen gestellt ha -
ben . Aber auch von sozialdemokratischer Seite ist Strafantrag
gegen mehrere Mitglieder der nationalsozialistischen Rathaus -
fraktion gestellt worden . Der Stadtrat wird sich in seiner
Sitzung am Donnerstag über die Frage , wie die unerledigt
gebliebenen Tarifsenkungsvorlagen behandelt werden sollen ,
schlüssig werden . Es ist anzunehmen , daß nach den Ersah -
rungen in der letzten Sitzung des Bürgerausschusses das
Plenum einstweilen nicht einberufen werden wird .

Eine Feststellung . Wir meldete » aus Herbolzheim die Aints -
enthebung von Mitgliedern der Gemeindevertretung . Um
einer Verwechslung zu begegnen sei festgestellt , daß es sich
um Herbolzheim im Amt Emmendingen (nicht Mosbach ) han -
delt ^

Ans dev LandesbanvMadt

___ Berbilligung der Schlafwagenkarten . Eine Verbilligung der
Schlafwagenkarten erster und zweiter Klasse sowie der Liege -
karten um durchweg 20 v . H . steht noch für 1 . Februar in
Aussicht . — Es ist weiter zu erwarten , daß die verlängerte
Wochenendkarten , die sich über die Weihnachtsfeiertage gut be-
währt haben und dem Verkehr zugute gekommen sind , auch
für die Oster - und später für die Pfingsttage eingeführt wer -
den .

Selbstmord im Hauptbahnhof . Gestern abend kurz nach
10 Uhr stürzten sich ein 26jähriger Kraftwagenführer und ein
23 Jahres altes Mädchen , beide aus Worms , auf Bahnsteig IV
vor einen einlaufenden Eilzug . Beide waren sofort tot . Über
die Beweggründe der schrecklichen Tat konnte noch nichts in Er -
fahrung gebracht werden .

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte , Karlsruhe , vom
Donnerstagmorgen : Die Luftmassen , auf denen das kontinen «
tale Hochdruckgebiet aufgebaut ist, sind jetzt in starkem Zu -
sammensinken begriffen . Die schon seit Tagen in der Höhe
vorhandene Temperaturumkehr hat sich daher noch verschärft ,
so daß heute früh auf den Schwarzwaldgipfeln 4—5 Grad
Wärme gegenüber 5—6 Grad Kälte in der Rheinebene beobach¬
tet wurden . Infolge des starken Zusammensinkens der Luft
ist auch die Hochnebeldecke aufgelöst ; es traten nur noch stellen -
weise örtliche Frühnebel auf . . Boraussage : In tiefen und mitt -
leren Lagen scharfe Nachtfröste , am Tage meist heiter , auf dem
Kochschwarzwald anhaltend heiteres und mildes Wetter mit
Alpensicht .

Wasserstände : Waldshut 196 minus 3, Basel 6 minus 4,
Schusterinsel 51 minus 3, Rheinweiler 174 minus 4, Kehl 193
minus 6 , Maxau 378 minus 4, Mannheim 255 minus 5, Eaub
188 minus 8 Zentimeter .

Muvze « mhvdbten aus Vaden
Wegen Vergehens gegen die Devisenverordnung

verurteilt
WTB . Lörrach , 27. Jan . Wegen Vergehens gegen die Ver -

ordnung des Reichspräsidenten über die Devisenbewirtschaf -
tung sind die beiden Direktoren der hiesigen Kreishypotheken -
dank heute mittag festgenommen und sofort dem Schnellrichter
vorgeführt worden , der die beiden Angeklagten im Schnellver -
fahren zu je 3 Monaten Gefängnis und zu je 300 RM . Geld -
strafe verurteilte . Da die beiden das Urteil nicht angenom «
men haben , wurden sie wegen Verdunkelungsgefahr in Unter -
suchungshaft abgeführt . Das Vergehen bestand darin , daß die
beiden Direktoren eine langfristige ausländische Forderung
nach Inkrafttreten des ersten Stillhalteabkommens als kurz -
fristige behandelten und Rückzahlungen darauf vornahmen .

DZ . Mannheim , 28. Ja » . Bis zum 31 . Dezember v. I .
sind für das Mannheimer Hilfswerk , das auf ein vierteljähr -
liches Bestehen zurückblickt, in Geld und Naturalform rund
250 000 NM . eingegangen .

DZ . Heidelberg , 26. Jan . Prof . vr . Othmar Meisinger an
der Mädchen - Realschule in Heidelberg wurde auf sein An -
suchen in den Ruhestand oersetzt. Er wirkte 9 Jahre lang
als Professor am Lörracher Gymnasium und 8 Jahre am
Mädchen -Gymnasium in Karlsruhe . Im Herbst 1920 wurde
er an das Heidelberger Mädchen -Realgymnasium berufen .
Hier hat er sich außer seiner Lehr - und wissenschaftlichen Tä -
tigkeit als langjähriger Vorsitzender der Ortsgruppe des
Odenwaldklubs , die ihn kürzlich zum Ehrenmitglied ernannte ,
um die Förderung des Schüler -Landheims der

'
Mädchen -

Realschule sehr verdient gemacht . Krankheit zwang den her -
vorragenden Schulmann leider , vorzeitig , im 60. Lebensjahre ,
sich in den Ruhestand zurückzuziehen , den er in seiner Ge -
burtsstadt Rappenau verleben wird . Seine Heimat Rap -
penau ist ihm besonders verbunden . Er hat sowohl seine
Doktorarbeit „Über Rappenauer Mundart ", wie auch ein
Werk über die „Volkskunde von Rappenau " herausgegeben .

ERB . Hirschhorn , 27. Jan . Im benachbarten Reckarhausen
kam es dieser Tage zu blutigen Auseinandersetzungen zwischen
den benachbarten Familien des Landwirts Brecht und des
Bäckermeisters Egner . Im Verlaufe eines heftigen Wortwech -
sels griffen Brecht und seine beiden Söhne zum Beil und
anderen Gerätschaften und schlugen in bestialischer Weise da -
mit auf den Sohn des Bäckermeisters ein , der so schwer ver -
letzt wurde , daß er noch am Abend starb . Die Täter wurden
festgenommen .

Handel und tvivtssbaft
Devisennotierungen der Reichsbank

«Amtlich »

Amsterdam 100 G -
Kopenhagen 100 Kr -
Italien . . 100 L.
London . 1 Pfd .
New Dork . 1 D .
Paris . . . 100 Fr .
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . - 100 Kr.

28 . Januar 27 . Januar
6«U> Brw « , »> Brw

169.58 169 .92 169.58 169 92
80.12 80 .28 79.97 80 .13
21 .08 21 . 12 21 .08 21 .12
14.56 14.60 14.51 14.55
4.209 4 .217 4.209 4 .217
16.57 16.61 16 .57 16.61
82 .07 82.23 82. 10 82 .26
49 .95 50.05 49 .95 50 .05
12 .465 12.485 12.465 12.48i

Der Berel « „» artsruber Börse " (E . V .) hielt am 20 . Jan .
seine diesjährige ordentliche Mitgliederversammlung ab . Der
Börsenvorsitzende , Georg Knorz , gab einen Überblick über das
Börsenjahr 1931. Unter der Wirtschaftskrise hatte ganz be-
sonders der Produktenhandel zu leiden . Die Folgen seien
große Opfer und da und dort bedauerliche Insolvenzen gewe-
sen . Das Weingeschäft war im Fahre 1931 höchst unbefriedi -
gend . Das Herbstgeschäft war flau , nur in billigen Rot -
weinen war der Absatz etwas belebter . Die Weinpreise haben
sich seit dem Herbst gesenkt, der Absatz konnte sich aber trotz-
dem nicht heben . Es werden in Karlsruhe weiße und rote
Weine literweise vom Faß im Laden oder im Hof zur Zeit
von 35 Rpf . an per Liter verkauft . Verbesserte weiße neue
Konsumweine von einwandfreier Art kosten zur Zeit in der
Pfalz 180 bis 230 RM . per tausend Liter . In Baden , im
Breisgau und in geringen Kaiserstuhlorten , sind neue Weine ,
besonders Naturweine , noch billiger zu haben . Das Spiri -
tuosengeschäft hat seit einigen Monaten etwas angezogen , ohne
aber übermäßig lebhaft geworden zu sein . Der hohe Sprit -
preis von 6 RM . pro Liter lOOprozeiitig ist immer noch der
Hemmschuh für jede Besserung des Absatzes .

über 7 Mill . Reichsmark Bemberg - Berlust . Die Bilanz der
I . P . Bemberg AG ., Wuppertal -Oberbarmen , sür das am 30.
September 1931 abgelaufene Geschäftsjahr schließt nach Vor -
nähme von Abschreibungen in Höhe von 6 542 157 (7 545 317)
Reichsmark mit einem Verlust von 7 069172 JM ( 14 Mill ,
Reichsmark ) ab . Es soll der Hauptversammlung am 27 . - Fe¬
bruar 1932 vorgeschlagen werden , diesen Verlust in Hohe von
4 Mill . Reichsmark aus dem Reservefonds zu . decken und den
Rest von 3 069 172 ffll vorzutragen . Der vorjährige Verlust
wurde vollständig aus dem Reservefonds gedeckt .

Ein Rekord der Basler Rbeinschiffahrt . Das Jähr 1931
bildet in der Entwicklungsgeschichte des Basler RheinhafenZ
einen Markstein . Dank den außerordentlich günstigen Be -
dingungen — die starken Regenfälle des Sommers 1931 hielt
den Wasserstand aus einer Höhe, die einen fast ununterbroche -
nen Verkehr ermöglichte — belief sich der Umsatz auf 1278 000
Tonnen , gegen ein wenig mehr als eine Million Tonnen iml
Vorjahr . Gegenwärtig bildet der Verkehr des Basler Hafens
den dritten Teil des gesamten Güterverkehrs des Basler Bahn -
Hofs ; er übertrifft damit den Güterverkehr der Bahnhöfe
Genf und Zürich , was auf die Bedeutung hinweist , die der
Wasserweg für die Beziehungen der Schweiz mit dem Ausland ,
speziell mit Bezug auf die Einfuhr , erlangte . Das Jahr 193?
wird die Eröffnung des Kembser Verbindungskanals bringe ^
der die Umschiffung des durch die Jsteiner Schwelle gebil -
deten Hindernisses gestattet . Anderseits werden die Rheine
regulierungsarbeiten zwischen Stratzbnrg und Basel eifrig be«
trieben ; sie werden auf der Strecke zwischen den beiden Sind «
ten einen schnelleren Verkehr ermöglichen .

Die französischen Einfuhrkontingentierungen . Nach eine »
amtlichen Pariser Mitteilung sind die für das erste Quartal
1932 festgelegten Einfuhrkontingente für Radioröhren für all «
Länder mit Ausnahme von England und Holland erschöpft .
Die Einfuhr von Radioartikeln aus den Vereinigten Staaten
ist bis auf weitere Verfügung verboten , aus den Niederlan «
den bis zum 1 . April , aus den anderen Ländern ebenfalls bis
zum 1 . April .

Bekanntmachung .
Bekämpfung politischer Ausschrei -

tungen .
Auf Grund des 8 12 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Ziffer 2

der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten zur Bekämpfung
politischer Ausschreitungen vom 28 . März 1931 (Reichsgesetz-
blatt I S . 79 ) wird die in Heidelberg erscheinende Tageszei -
tung „Heidelberger Beobachter " mit Wirkung vom 28. Ja «
nuar 1932 auf die Dauer von 5 Tagen verboten .

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erschein
nenden Kopfblätter der Zeitung sowie jede angeblich neu » >
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihm
Ersatz anzusehen ist.

Karlsruhe , den 27. Januar 1932.
Der Minister des Innern .

M a i e r .

Bekanntmachung
Bekämpfung politischer Ausschrei «

tungen .
Auf Grund des § 12 in Verbindung mit § 1 Abs . 1 Ziffer 3

der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten zur Bekämp -
fung politischer Ausschreitungen vom 28. März 1931 (Reichs -
gesetzblatt I S . 79 ) wird die in Mannheim erscheinende Ta -
geszeitung „Hakenkreuzbanner " mit Wirkung vom 28. Januar
1932 auf die Dauer von 5 Tagen verboten .

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erfchei«
nenden Kopfblätter der Zeitung sowie jede angeblich neu «
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihr
Ersatz anzusehen ist.

Karlsruhe , den 27. Januar 1932.
Der Minister des Innern

M a i e r .
Losvertrieb .

Dem bayerischen Pferdezuchtverein in München wurde die
Erlaubnis zum Losvertrieb (49. Münchener Pferdelotterie ) in
Baden erteilt .

Karlsruhe , den 25 . Januar 1932.
Der Minister des Inner « .

I . V . : Weitze l.
Losvertrieb .

Der Verwaltung der St . Petri Domkirche in Bremen wurde
die Erlaubnis zum Losvertrieb in Baden erteilt .

Karlsruhe , de » 25. Januar 1932.
Der Minister de? Innern

I . V : Weitzel .

Los »ert «ied .
Dem Landespferdezuchtverein für Hessen in Da -mstadt und

der Stadt Mainz wurde die Erlaubnis zum Losvertrieb tn
Baden erteilt .

Karlsruhe , den 25. Januar 1932.
Der Minister des Innern .

I . V . : Weitzel .

Dirigent : Schwarz
Regie : Pruscha

Mitwirkende :
Blank , Winter , Friedrich ,
I . Grötzingen Hospach,
Kalnbach , Löser , Oerner ,

Strack
Anfg . 20 Ende geg . 23
Preise D (0,90 - 5,70 XS )Freitag , 29 . Januar 1932

* F 17 Greitagmiete )
Th .-Gem . 401- 500

Von Verdi
Druck G . Braun , Karlsruhe

Sa . 30. 1 . Neueinstud : Der
Widerspenstigen Zähmung
So - 31 . 1 . Lohengrin . Im
Konzerthaus : Der Better

aus Dingsda .
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